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Gemeindetag verteidigt Einheimischenmodelle gegen Brüsseler Diskriminierungsvorwürfe

Kommunen können vieles – auch 

Grundstücksvergabe  

Stuttgart.  Mit großem Unverständnis reagiert 
Gemeindetagspräsident Roger Kehle auf die kurz vor der Sommerpause erhobenen Vorwürfe der 
EU-Kommission aus Brüssel. Diese hatte die zweite Stufe eines Vertragsverletzungsverfahrens gegen die Bundesrepublik eingeleitet, in dem insbesondere süddeutsche Kommunen bezichtigt werden, durch erfolgreich praktizierte Einheimischenmodelle gegen 
EU-Recht zu verstoßen. 

„Auch wenn baden-württembergische Städte und Gemeinden selbst aktuell nicht Gegenstand des Verfahrens sind, haben wir es hier mit einem EU-Generalangriff auf die kommunale Selbstverwaltung zu tun, der einmal mehr die notwendigen Gestaltungsspielräume auf lokaler Ebene unzulässig einschränken würde“, so Kehle. 

Im Kern geht es bei den Einheimischenmodellen darum, kommunale Grundstücke an junge, ortsansässige Familien zu vergünstigten Konditionen zu vergeben, um sie dauerhaft in die örtlichen Gemeinschaftsstrukturen einzubinden. Ziel der Maßnahme ist eine nachhaltige lokale Siedlungsentwicklung. Obwohl die Staatsangehörigkeit der begünstigten Familien keine Rolle spielt, geht die EU-Kommission von einer „mittelbaren Diskriminierung“ aus und klagt einen Verstoß gegen die Arbeitnehmerfreizügigkeit und die Kapitalverkehrsfreiheit an. 

Gemeindetagspräsident Kehle zeigt sich erstaunt über die kurzsichtige Argumentation der Brüsseler Behörde. Angesichts der großen demographischen Herausforderungen, vor denen gerade Kommunen im ländlichen Raum heute ohnehin schon stehen, sind  Steuerungs- und Anreizinstrumente wie die Einheimischenmodelle geradezu unabdingbar, um junge Familien als Einwohner zu halten. Ganz zu schweigen von der Bedeutung einer gewachsenen Bevölkerungs- und Sozialstruktur für die Vereinsarbeit und das Ehrenamt. Gerade letzteres scheint die EU übersehen zu haben – obwohl sie 2011 zum Europäischen Jahr der Freiwilligentätigkeit ausgerufen hat!
Brüssel konterkariere mit dieser unnötigen Einmischung nicht nur die jüngsten Bemühungen des Gemeindetags zur Stärkung des ländlichen Raums - beispielsweise in den Bereichen Breitband- und Gesundheitsversorgung, moniert Kehle. Es zeige sich einmal mehr, mit welch mangelnder Ernsthaftigkeit der Verankerung des kommunalen Selbstverwaltungsrechts im Lissabon-Vertrag bislang im EU-Alltag Rechnung getragen wird. „Dies ist ein klarer Fall für den EU-Gesetzgeber, also das Europäische Parlament. Wir werden deshalb noch in diesem Monat bei einem Gespräch mit unseren baden-württembergischen Abgeordneten die Einheimischenmodelle auf die Agenda setzen“, kündigt Kehle an.  
Hintergrund: 
Bereits 2007 hat die EU-Kommission ein Verfahren wegen des Verstoßes gegen die Freizügigkeit und die Niederlassungsfreiheit, die für alle EU-Bürger gelten, bzgl. der Gemeinde Selfkant in Nordrhein-Westfalen eingeleitet. Nachdem das Verfahren zeitweise nicht weiter verfolgt worden war, ist es nach einer erneuten Beschwerde, die sich gegen vier bayerische Kommunen richtet, nunmehr wieder aufgenommen worden.
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